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1. Inklusion in Deutschland – kurze Diskursgeschichte 



Besuch eines Spaniers 

 

- eine folgenreiche Woche 2006: Vernor Muňoz, 
besucht deutsche Schulen 

- und verfasst einen Bericht, in dem D 
Menschenrechtsverletzungen angeklagt wird 

- Zielscheibe ist das deutsche Schulsystem 

 



- nach einigen Kontroversen stellt sich D prinzipiell 
hinter die Forderung, ein inklusives Schulsystem 
zu etablieren und 

- unterzeichnet die UN-BRK, die 
Behindertenrechtskonvention 2008. 

- BRK besitzt völkerrechtlichen Status und den 
Rang einer Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte (gilt also nicht nur für 
spezifische Gruppen mit besonderen 
Beeinträchtigungen) 



(Spätestens) seit Unterzeichnung der UN-BRK gibt es ein 
enormes Anwachsen der Beschäftigung mit Inklusion zunächst 
im Bildungsbereich – wichtige Meilensteine sind u.a.: 

- Bildung eines Expert_innenkreises Inklusion innerhalb der 
DUK (Deutsche UNESCO Kommission) 2010; 

- Resolution der DUK „Inklusive Bildung in Deutschland stärken“ 
2011 

- Aufnahme mind. eines obligatorischen Moduls Inklusion 
innerhalb der Lehramtsausbildung in fast allen BL! 

- Ausschreibung von Inklusionsprofessuren und 
Juniorprofessuren 

- Entwicklung außercurricularer Unterrichtsprogramme zur 
Förderung von Inklusion in der Schule oder in 
außerschulischen Lernsettings 

 

 



Langsames „Einsickern“ des Inklusionskonzepts in 
den Gesundheits- und Medizinbereich und in den 
Bereich der Sozialen Arbeit/Sozialpädagogik; z.B.  

- Einrichtung einer Monitoringstelle Umsetzung der 
UN-BRK beim DIMR 2009 

- Veranstaltungen zu inklusiver Gesundheit auf 
großen Tagungen (AuG 21, Health Inequalities VII) 

- Bildung einer Fachstelle Inklusion bei der 
Stadtverwaltung Oldenburg 2014 

 



„Mit der UN-BRK wurden die zentralen Ziele des SGB IX, die 
Selbstbestimmung und Teilhabe, als durchgängiges Prinzip 
konkretisiert und über die Engführung des Sozialrechts hinausgehend 
Forderungen zu Selbstbestimmung und Teilhabe im Sinne einer 
vollständigen Inklusion definiert. 

Die besondere Herausforderung der Umsetzung liegt darin, dass die 
Veränderung der Kontextfaktoren nicht in der (alleinigen) 
Gestaltungsmacht der Menschen mit Behinderungen, des 
Rehabilitationsträgers oder der Leistungserbringer liegt, sondern sich 
viele Inklusionsprozesse nur im Zusammenwirken mit anderen 
gesellschaftlichen Akteuren verwirklichen lassen.  

So ist bspw. Teilhabeplanung dann nicht mehr nur als individuelle 
Hilfeplanung zu verstehen, sondern auch als örtliche 
Teilhabeplanung, an der Stadt- und Verkehrsplaner, 
Unternehmerverbände, die Träger der Bildungseinrichtungen und 
andere beteiligt werden.“ 

BMAS 2013: 13f. 



„Mit der UN-BRK ließe sich ein alleine auf „Betreuung und 
Versorgung“ ausgerichtetes Konzept zudem nicht mehr 
vereinbaren. Da in der UN-BRK anders als in § 2 SGB IX 
auch diejenigen Menschen als behindert gelten, deren 
Teilhabebeeinträchtigungen als alterstypisch einzustufen 
sind, findet sie auch auf das Pflegesystem uneingeschränkt 
Anwendung. Die von der Antidiskriminierungsstelle 
eingesetzte Expertenkommission empfiehlt daher, ein 
finanzierbares Gesamtkonzept der gleichberechtigten 
Teilhabe und Inklusion pflegebedürftiger, behinderter und 
alter Menschen zu entwickeln.“ 
BMAS 2013: 28 



Zwischenfazit: 

Ab 2009 ist Inklusion ein bereichsübergreifender 
Bezugsrahmen, der zunächst eine diskursive 
Erfolgsgeschichte bezeichnet und sich als 
Gerechtigkeitsfolie und normativer Anspruch 
mittlerweile etabliert hat. 



2. Inklusion weit und eng und seine Versprechungen 



Warum „Inklusion“ viele Fragen 
aufwirft 

Quelle Jan Weisser (2015), Leiter Institut Spezielle Pädagogik und Psychologie PH FHNW 12 
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Definition Inklusion 

„Inklusion ist Ausdruck einer Philosophie der 
Gleichwertigkeit jedes Menschen, der 
Anerkennung von Verschiedenheit, der 
Solidarität in der Gemeinschaft und der Vielfalt 
von Lebensformen.“  
Seifert (2006): S. 100 



Abgrenzung zu anderen Konzepten 

Separation  

     Integration 
 

Inklusion 
 

Exklusion 
      Extinktion 



Inklusion im Verhältnis zu anderen Konzepten 
[Nach: Wocken, Hans (2010): Integration & Inklusion, In: Anne-Dore Stein u.a. (Hrsg.): 
Integration und Inklusion auf dem Weg ins Gemeinwesen, Bad Heilbrunn, S. 204-234]   



Inklusion im Verhältnis zu anderen Konzepten 
[Nach: Wocken, Hans (2010): Integration & Inklusion, In: Anne-Dore Stein u.a. (Hrsg.): 
Integration und Inklusion auf dem Weg ins Gemeinwesen, Bad Heilbrunn, S. 204-234] 



Stichwort: Barrierefreiheit 
Unterscheidung verschiedener  

Formen von gesellschaftlichen Barrieren  



Unterschiedliche (engere + weitere) 
Verständnisse von Inklusion  



3. Gesundheit & Ungleichheit im Kindes- und Jugendalter und 
darüber hinaus 



Wir haben in Deutschland zunächst einmal: 
 
- sehr wenig Aufmerksamkeit für besondere 

Risikogruppen, etwa für Kinder mit psychisch 
erkrankten Eltern 

- spezifische Migrant_innengruppen, die 
zahlenmäßig nicht stark vertreten sind  

- nach wie vor ein hochgradig selektives 
Förderschulsystem für beeinträchtigte 
Schülerinnen und Schüler 



Ravens-Sieberer/Erhart 2008: 47 



Ravens-Sieberer/Erhart 2008: 46 



Wir haben insgesamt starke und übergreifende 
strukturelle Zusammenhänge zwischen sozialer 
Ungleichheit und gesundheitlicher Ungleichheit: 
 
- eine sehr hohen Zahl von Krankheiten weist einen 

sozialen Gradienten auf 
- das gilt ebenfalls für psychische Erkrankungen 
- wir haben in Deutschland unterschiedliche 

Lebenserwartungen je nach Schichtzugehörigkeit! 



Allgemein gilt: je sozial ungleicher eine 
Gesellschaft ist in den zentralen Bereichen 
Bildung und Einkommen, um so größer ist die 
gesundheitliche Ungleichheit über alle 
Altersgruppen (aber mit unterschiedlichen 
Niveaus) 



III. Gesundheitliche Ungleichheit: Fakten und 
Erklärungen 

Quelle: zit. nach Gesundheitsreport Bayern 2/2014, S. 2 



Quelle: Wilkinson & Pickett 2008: 65 



OECD 2011 



Entwicklung der Einkommen aufgeteilt nach 
Einkommensstärke 

Zit. nach BMAS 2013a: 335 



Unterschiede in Jahren zwischen der jeweils obersten 

und unterstesten einbezogenen Einkommensgruppe 
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Aktueller Zusammenhang von Armut und Mortalität in 

Deutschland (2013); Quelle: WZB 2014; Zahlen analog zum 

Sozialbericht 2013: S. 260 



4. Perspektiven für eine inklusive Gesellschaft/Kommune? 



Kurzes Fazit 2015: 
„In der Gesamtschau bleibt festzustellen, dass die Vorgaben 
der UN-BRK hierzulande noch nicht hinreichend in der 
Lebenswirklichkeit der Menschen mit Behinderungen 
angekommen sind. Politik und Regierung bedürfen 
eindringlicher Impulse seitens des CRPD-Ausschusses, um 
bestehende Problemlagen, bekannte Konfliktpunkte und 
ungeklärte Umsetzungsfragen entschlossen anzugehen.  
Zu kritisieren ist überdies in Bezug auf das laufende 
Prüfverfahren, dass Deutschland als Vertragsstaat weit hinter 
seinen Möglichkeiten zurückgeblieben ist.“ 
DIMR 2015: S. 3 
 
Auch die Entwicklungen in Richtung Inklusion werden von der 
unabhängigen Monoringstelle ähnlich kritisch betrachtet. 





Aber: im Inklusionsbegriff steckt normativ erheblich mehr, v.a. 
in Hinblick auf Gesundheit: 
 
Es geht auch bei Menschen mit Behinderungen – oder 
Jugendlichen mit psychischen (chronischen) –Erkrankungen 
um „die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und 
Einbeziehung in die Gesellschaft“ (UN-BRK, Art. 3)  
sowie um „das Recht von Menschen mit Behinderungen [– 
und anderen sozial benachteiligten Gruppen –] auf das 
erreichbare Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung 
aufgrund von Behinderung“ (UN-BRK, Art. 25) 



Ob „wir“, also Sie und ich hier im Raum oder die 
deutsche Wohnbevölkerung oder eine Mehrheit 
der Deutschen oder die politische 
Herrschaftselite dieses Landes usw. eine 
Gesellschaft wollen, in der die vollständige 
Teilhabe nicht von der persönlichen Leistung 
abhängt – das ist der normativ weit gefasste 
Sinn von Inklusion – das wäre zu diskutieren 



 

 

Herzlichen Dank für‘s Zuhören! 
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